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Nun ist es offiziell: der Arbeitsmarkt für
Niedriglöhne funktioniert nicht. Sonst hät-
te die Regierung nicht die Ausweitung des
Mainzer Modells auf ganz Deutschland
beschlossen. Spät kam die Erkenntnis,
aber immerhin. Erstmals hat sich nach
den USA, Großbritannien, Finnland und
Frankreich auch die Bundesrepublik zu ei-
ner aktivierenden Sozialpolitik bekannt,
die darauf basiert, dass statt des Nichts-
tuns die Arbeit subventioniert wird. 

Sozialpolitik heißt, dass man den Armen
Geld gibt, das man den Reichen wegge-
nommen hat. Das ist im Prinzip auch in
Ordnung, denn so wird die Unsicherheit
der Lebens- und Karriererisiken in einer
Weise verringert, wie es die private Versi-
cherungswirtschaft nicht vermag. Das
Problem ist nur, dass die Umverteilung die
Anreize der Geber und Nehmer verzerrt
und deshalb den Kuchen, der zu vertei-
len ist, verkleinert. Deshalb darf man die
Sache nicht übertreiben, und deshalb soll-
te man die Umverteilung so organisieren,
dass die Leistungsbereitschaft der Bür-
ger dabei möglichst wenig gehemmt wird.

Lohnergänzungs- statt Lohn-
ersatzleistungen

In welchem Maße der Sozialstaat die Leis-
tungsbereitschaft senkt, hat nicht nur da-
mit zu tun, wie stark er die Leistungsträ-
ger am oberen Ende der Einkommensskala
besteuert, sondern auch damit, wie er am
unteren Ende Armut definiert, die zu Sozi-
alansprüchen führt. In Deutschland wird
Armut vor allem so verstanden, dass man
keinen Arbeitsplatz hat. Unser Sozialsys-
tem ist deshalb als ein System der Loh-
nersatzleistungen ausgestaltet. Armut lässt
sich aber auch so definieren, dass man nur
über eine geringe Leistungskraft verfügt
und deshalb trotz fleißiger Arbeit nur ein
geringes Einkommen selbst erwirtschaf-

ten kann. Wenn dies die Armutsdefinition
ist, dann bietet es sich an, den betroffenen
Menschen nicht Lohnersatzleistungen,
sondern Lohnergänzungsleistungen zu-
kommen zu lassen. Nach dem Motto: Ar-
beiten muss jeder, aber wer dabei nicht ge-
nug verdient, dem wird geholfen. 

Lohnergänzungsleistungen bieten den
Anreiz zu arbeiten. Lohnersatzleistungen
tun das Gegenteil, denn sie subventio-
nieren das Nichtstun und erzeugen Ar-
beitslosigkeit. Das ist kein moralischer Vor-
wurf an die Betroffenen, sondern ein har-
ter ökonomischer Mechanismus, dem
man sich nur entziehen könnte, wäre man
irrational. Lohnersatzleistungen definieren
Mindestansprüche für Marktlöhne, denn
niemand ist bereit, einen Job anzuneh-
men, der weniger Einkommen bietet, als
man ohne zu arbeiten vom Staat erhält.
Da umgekehrt kein Unternehmer jeman-
den einstellt, dessen Wertschöpfung klei-
ner als der geforderte Lohn ist, folgt, dass
Leute, deren Wertschöpfung unterhalb
der Lohnersatzleistungen liegt, niemals
vermittelbar sind. Sie sind zur Untätigkeit
verdammt, kassieren die Ersatzleistungen
und können sich allenfalls am Schwarz-
markt zu niedrigem Lohn verdingen. 

Das alles wäre kein Problem, wenn die Loh-
nersatzleistungen so niedrig wären, dass
nur wenige Menschen betroffen sind. Lei-
der ist das aber nicht der Fall, wie es schon
der rapide Anstieg der Zahl der in- und aus-
ländischen Sozialhilfeempfänger während
des letzten Jahrzehnts deutlich beweist. In
der Summe gibt es derzeit knapp 3 Mill.
Sozialhilfeempfänger, von denen nach der
heute gängigen Definition eine knappe Mil-
lion als arbeitsfähig einzustufen sind. Ab-
bildung 1 zeigt, dass die Sozialhilfe und das
damit verbundene Wohngeld bei einer Al-
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leinverdienerfamilie mit zwei Kindern in Westdeutschland bei
etwa 73% des durchschnittlichen Nettolohnes liegt. Das ist
bereits gefährlich nahe beim Durchschnitt. Cum grano salis
gilt deshalb, dass ein Westdeutscher, dessen Produktivität
weniger als etwa 70% des Durchschnitts beträgt, grundsätzlich
nicht legal beschäftigt werden kann. Das ist nicht nur ineffi-
zient, weil wertvolle menschliche Arbeitskraft brach liegt, es
bedeutet zudem eine Missachtung der Menschenwürde. Auch
wer nur 60, 50 oder 40% der Leistungsfähigkeit des durch-
schnittlichen Arbeitnehmers aufweist, hat ein Recht auf Ar-
beit. Dieses Recht muss nicht nur in einem formalen Sinne
gewährt werden. Auch das Sozialsystem muss so konstru-
iert werden, dass das Recht auf Arbeit den Menschen nicht
faktisch verwehrt wird. 

Besonders schlimm ist die Situation im Osten des Landes,
denn dort liegt die Sozialhilfe bei 86% des durchschnittlichen
Nettolohnes. Kein Wunder, dass dort eine Massenarbeits-
losigkeit herrscht. Indem das westdeutsche Sozialsystem
der jungen Wirtschaft der neuen Länder übergestülpt wur-
de, wurde ihr die Luft zum Atmen genommen und der Dau-
ertropf angelegt. Noch immer stammt jede dritte Mark, die
im Osten ausgegeben wird, aus dem Westen. Wenn die
Osterweiterung der EU die Niedriglohnkonkurrenz verschärft,
ist mit einem Kollaps größeren Ausmaßes zu rechnen, wenn
das Sozialsystem nicht vorher grundlegend umgestaltet wird. 

Das Mainzer Modell hilft, Probleme zu lindern,
aber ...

Die Subventionierung der Arbeit, wie sie mit dem Mainzer
Modell geplant ist, hilft das Problem zu lindern, denn sie
senkt die Anspruchslöhne, zu denen die Betroffenen bereit
sind, Arbeit aufzunehmen. Das vergrößert die Zahl der Jobs,
bei denen die Lohnkosten die Wertschöpfung unterschrei-

ten, ohne dass der Nettolohn zugleich un-
ter den Sozialhilfesatz fällt, und die deshalb
von findigen Unternehmern geschaffen wer-
den. Voraussetzung ist freilich, dass die Sub-
vention auch tatsächlich über Lohnsenkun-
gen an die Arbeitgeber weitergegeben wird.
Ist das nicht der Fall und stecken die Ar-
beitnehmer das Geld nur in die Tasche, dann
wird keinerlei Beitrag zur Lösung des Ar-
beitslosigkeitsproblems geleistet. Arbeitslo-
sigkeit heißt nicht, dass es an Menschen
fehlt, die arbeiten wollen, sondern an Ar-
beitsplätzen, die für diese Menschen zur Ver-
fügung stehen. Deshalb kann das Modell nur
in dem Maße wirken, wie es tatsächlich zu
einer Lohnsenkung kommt. 

Andernfalls ist allein ein Drehtüreffekt zu er-
warten. Die vom Staat Begünstigten drän-

gen sich in den Arbeitsmarkt hinein und nehmen den Platz
von anderen ein, die auf dem Umweg über eine temporäre
Arbeitslosigkeit dann ebenfalls in den Genuss der Förderung
kommen können. Der Drehtüreffekt könnte die Erklärung für
den gemessenen Erfolg bei der Inanspruchnahme des Main-
zer Modells in den wenigen Arbeitsamtbezirken gewesen sein,
in denen das Modell getestet wurde. Insofern unterschiede
sich der neue Vorschlag nicht von früheren Versuchen, Lang-
zeitarbeitslose zu vermitteln, die trotz hoher Kosten ebenfalls
keine nachweisbaren Nettowirkungen für die Beschäftigung
hatten. Für eine wirkliche Verbesserung der Arbeitslosenzah-
len ist die Schaffung neuer Niedriglohntarife in den Lohnver-
handlungen oder doch zumindest die Aufhebung der Ge-
meingültigkeit der Tarifvereinbarungen eine unerlässliche Vor-
aussetzung. Wer die notwendige Senkung der Lohnkosten
nicht bedenkt, der weiß nicht, was er sagt, wenn er das Main-
zer Modell propagiert. 

... bietet keine Basis für rationale Lohnpolitik

Wenngleich das Mainzer Modell vom Grundsatz her an der
richtigen Stelle ansetzt, ist es weit davon entfernt, als Basis
einer rationalen Niedriglohnpolitik gelten zu können, denn die
von ihm ausgehenden Fehlanreize sind gravierend. Zwar lohnt
es sich, die Förderschwelle durch Mehrarbeit oder eine Qua-
lifizierung, die zu höheren Löhnen führt, zu überspringen, aber
wenn man sich bereits im Förderbereich befindet, dann ist es
kaum noch sinnvoll, weitere Anstrengungen zu unternehmen.
Dies wird klar, wenn man einmal untersucht, wie sich das Main-
zer Modell in das Förder- und Abgabensystem eingliedert, dem
sich ein deutscher Arbeitnehmer ausgesetzt sieht.

In Abbildung 2 ist dargestellt, welches Nettoeinkommen ein
Alleinverdiener in einer Familie mit zwei Kindern bei alternati-
ven Bruttoeinkommen erhält, wenn man die Sozialhilfe, das

Abb. 1
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damit verbundene Kindergeld, die Lohnsteuer und die Ar-
beitnehmer-Sozialabgaben berücksichtigt. Die Abbildung zeigt
die bekannte Armutsfalle: Das Nettoeinkommen steigt mit dem
ersten bisschen Bruttoeinkommen zwar ein wenig, bleibt dann
aber in einem Bereich von p 700 bis p 1 700 völlig konstant.
Der Grund hierfür ist, dass die Leistungen der Sozialhilfe eins
zu eins um das selbst verdiente Einkommen gekürzt werden.
Die Grenzbelastung des Einkommens liegt bei 100%. 

Man beachte, dass das Nettoeinkommen sogar beim Über-
gang zu einem Einkommen von p 325 praktisch konstant
bleibt, obwohl dort die Sozialversicherungspflicht (wie bei
den ehemaligen 630 DM-Jobs) einsetzt,
denn im Umfang der Abgabepflicht steigt der
Sozialhilfeanspruch wieder. Erst bei einem
Einkommen von p 1 700 im Monat wird der
Sozialhilfebereich verlassen, und das Netto-
einkommen steigt mit dem Umfang der um
die Lohnsteuer und Sozialabgaben gekürz-
ten Bruttoeinkommenssteigerung. 

Mit der blauen Kurve zeigt die Abbildung den
Einfluss des Mainzer Modells, der ab dem Ein-
kommen von p 325 zum Tragen kommt. Da
der Arbeitnehmer-Beitrag zur Sozialversiche-
rung dort erstattet und gleichzeitig ein Zu-
schlag zum Kindergeld gewährt wird, steigt
das Nettoeinkommen sprunghaft an. Es gab
in der Testphase zwar eine gewisse Unklarheit
darüber, ob die Förderung bei der Sozialhilfe
angerechnet werden musste, doch in der Re-

gel kam es nicht zu einer solchen Anrechnung, weil die För-
derung dann überhaupt keinen Effekt gehabt hätte. Auch hier
wird deshalb davon ausgegangen, dass die Förderung nach
dem Mainzer Modell nicht zu einer Kürzung der Sozialhilfean-
sprüche führt. Die Förderung erreicht bei einem Einkommen
von p 650 ein Maximum von p 287. Danach wird sie bis zu
einem Einkommen von p 1 610 wieder bis auf Null abge-
schmolzen, was den Zuschuss zur Sozialversicherung betrifft.
Der Kindergeldzuschuss ist bei einem Einkommen von p 1
940 vollständig abgeschmolzen. Vor dem Maximum der För-
derung senkt der Zuschuss die Grenzbelastung der Bruttoe-
inkommen unter 100%, danach jedoch erhöht sie diese Be-
lastung über 100%. 

Abbildung 3 zeigt das Ergebnis umfangreicher Berechnun-
gen, die am ifo Institut durchgeführt wurden, um den Verlauf
der Grenzbelastung mit und ohne Mainzer Modell zu ermit-
teln. Dabei wurden, wie es für eine Analyse der ökonomischen
Anreizwirkungen unerlässlich ist, neben der Lohnsteuer, den
Sozialversicherungsbeiträgen des Arbeitnehmers, der Sozi-
alhilfe, dem Kindergeld und den Leistungen des Mainzer Mo-
dells auch die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung so-
wie die vom Arbeitgeber auf die Wertschöpfung der Arbeit
zu entrichtende Mehrwertsteuer mitberücksichtigt. Alle die-
se Abgaben belasten die Wertschöpfung, die die Arbeit er-
zeugt, und unabhängig davon, ob sie vom Arbeitgeber oder
vom Arbeitnehmer zu zahlen sind, rufen sie einen Anreiz her-
vor, in die Schwarzarbeit zu wechseln oder das Arbeiten ganz
zu unterlassen. Die Bezugsgröße für die prozentuale Be-
rechnung der gesamten Grenzbelastung ist das, was die Öko-
nomen das Wertgrenzprodukt der Arbeit nennen, also die
Wertschöpfung, die zur Bezahlung des Bruttolohnes sowie
der darauf entfallenden Arbeitgeber-Sozialabgaben und der
Mehrwertsteuer mindestens notwendig ist. 

Man sieht, dass die Grenzbelastung im Bereich der Sozial-
hilfe eins ist und sich danach auf Werte von zunächst etwa

Abb. 2

Abb. 3
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55% absenkt, die schließlich wegen der Progression des
Einkommensteuertarifs wieder steigen. Der Arbeitnehmer
mit einem durchschnittlichen Monatseinkommen von etwa
p 2 750 hat eine Grenzbelastung von 66% zu tragen. Das
ist ein einsamer internationaler Spitzenwert, der selbst in
Hochsteuerländern wie den Niederlanden oder Schweden
vom jeweiligen durchschnittlichen Arbeitnehmer nicht er-
reicht wird. 

Besonders problematisch ist die Grenzbelastung von 100%,
die nach heutiger Rechtslage im Bereich der Einkommen
unterhalb der maximalen Sozialhilfe durch die Anrechnung
des Arbeitseinkommens entsteht. Sie bedeutet, dass jeg-
licher Anreiz, sich anzustrengen und durch Qualifikation oder
Mehrarbeit mehr zu verdienen, erlischt. Das ist von vielen
Volkswirten und Sozialwissenschaftlern immer wieder an-
geprangert worden, und doch hat die Politik nicht reagiert.

Die hohen Grenzbelastungen sind mit einem funktionsfähi-
gen Arbeitsmarkt nicht mehr vereinbar. Sie sind das eigent-
liche Problem, mit dem Deutschland heute ganz offenbar nicht
mehr zurecht kommt und das wesentlich verantwortlich da-
für ist, dass dieses Land beim Wachstum zum Schlusslicht
in Europa geworden ist. Die alte Behauptung, man brauche
mehr Wachstum, um mehr Beschäftigung zu haben, dreht
sich unter diesen Verhältnissen um. Man braucht mehr Be-
schäftigung, um mehr Wachstum zu erzeugen. Ein Mehr an
Beschäftigung schafft ein Mehr an Einkommen und Nach-
frage, das dem Mehr an Produktion genau entspricht. Das
Saysche Gesetz gilt auch in der Bundesrepublik Deutschland,
selbst wenn diejenigen, die für den jetzigen Zustand verant-
wortlich sind, es nicht kennen sollten. 

Mit der Einführung des Mainzer Modells will die Regierung nun
endlich handeln. Wie die Abbildung mit der gestrichelten Kur-
ve zeigt, ändert das Mainzer Modell den Verlauf der Grenz-
belastungen im unteren Einkommensbereich erheblich. Die
Grenzbelastung geht bei einem Einkommen von p 325 auf
einen negativen Wert. Dies wird viele veranlassen, sich zu be-
mühen, dieses Einkommen zu überschreiten. Das Problem ist
jedoch, dass die Grenzbelastung danach wieder steigt und
schließlich im Bereich der Abschmelzung des Programms
bei Werten von deutlich über 100% liegt. In der Spitze er-
rechnet man eine Grenzbelastung von, sage und schreibe,
124%. Schon die 100% des jetzigen Systems sind so be-
fremdlich, dass sich der Ökonom nur ungläubig schütteln kann.
Ein Wert über 100% ist absurd. Wer eine zusätzliche Arbeits-
leistung im Wert von einem Euro erbringt, muss akzeptieren,
dass er ärmer wird, denn er hat netto 24 Cent weniger in der
Tasche als vorher. Dies ist das Ergebnis eines unbedachten
Flickwerks, das daraus resultiert, dass offenbar niemand mehr
das Gesamtsystem der sozialen Sicherung durchschaut. 

Die Absurdität des Systems wird in der Abbildung 4, die
durch die Vertauschung der Achsen von Abbildung 2 ent-

standen ist, besonders deutlich. In der Horizontalen ist jetzt
der Nettolohn dargestellt, von dem der Arbeitnehmer mög-
lichst viel haben möchte. In der Senkrechten steht der Brut-
tolohn, der als Maß für die Leistung oder Anstrengung gel-
ten kann. Man sieht an der Lage des senkrechten Kurven-

Abb. 4

Abb. 5
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segments, dass man auch ohne Anstrengung in Form der
Sozialhilfe bereits sehr viel Nettoeinkommen erhält, dass
aber vor einer weiteren Steigerung des Nettoeinkommens
eine steile Abbruchkante von der Art der Eiger-Nordwand
zu überwinden ist. Den Aufstieg über diese Kante schaffen
viele nicht, und deshalb stecken sie in der Armutsfalle. 

Das Mainzer Modell, das in seinen Wirkungen wieder blau
dargestellt wird, gräbt eine Höhle in die Eiger-Nordwand. In
diese Höhle kommt man mit mäßigen Mühen wohl herein,
aber um auch wieder herauszukommen, muss man an der
oberen Höhlenwand um einen gefährlichen Felsüberhang
herum weiterklettern. Das schafft kaum einer. Der Absturz
ist vorprogrammiert. 

Um den Berg besteigbar zu machen, darf man keine Höh-
le graben, wie das mit dem Mainzer Modell geschieht, son-
dern man muss einen Weg aufzuschütten und die Ab-
bruchkante wegsprengen, wie es in der Abbildung 5 dar-
gestellt wird. Das bedeutet, dass man die Sozialhilfe-Ein-
gangssätze verringert und das dabei eingesparte Geld ver-
wendet, um sowohl die Transferentzugsrate als auch die
Grenzabgabenlast im Eingangsbereich des Steuertarifs zu-
rückzunehmen. Für das Nichtstun gibt es weniger, doch
wenn man selbst ein Arbeitseinkommen erwirbt, bleibt ei-
nem mehr von dem Erworbenen übrig. 

Dies ist die Methode, die die USA mit ihrem Earned Income
Tax Credit gewählt haben. Wer nicht arbeitet, muss sich mit
Food Stamps begnügen, doch wer arbeitet, erhält (nach Ab-
zug der Sozialversicherung) anfangs auf dem angeschütte-
ten Wegesteil zu jedem Dollar, den er verdient und dem Fi-
nanzamt nachweist, 32 Cent hinzu. In einem Mittelbereich
bleibt die Förderung konstant, und nur die Lohnsteuern und
Sozialversicherungsabgaben steigen weiter. Und im steil-
sten Stück des Weges werden von jedem zusätzlich ver-
dienten Dollar in der Summe aus Steuerbelastung, Sozial-
versicherungsbeiträgen und Förderentzug maximal 51 Cent
weggenommen. Senkrechte Kletterstrecken oder gar ge-
fährliche Überhänge wie beim Mainzer Modell gibt es nir-
gends. Auch Fußkranke schaffen den Weg nach oben.

Wenn man den Arbeitsmarkt im Bereich niedriger Einkom-
men funktionsfähig machen möchte, führt in Deutschland
an einer grundlegenden Reform, die in die Richtung des ame-
rikanischen Modells geht, nichts vorbei. Im Gegensatz zum
deutschen Arbeitsmarkt hat es der amerikanische Arbeits-
markt geschafft, trotz einer stark zunehmenden Arbeitsbe-
völkerung Arbeitslosigkeit größeren Ausmaßes zu verhindern.
Nicht weniger als 36 Mill. Jobs sind in den letzten zwei Jahr-
zehnten entstanden, und das stürmische amerikanische Wirt-
schaftswachstum in dieser Zeit ist sicherlich auch hierauf
zurückzuführen. Mit dem deutschen Sozialsystem wäre die-
ses Wachstum niemals zustande gekommen. Statt dessen
hätte es Massenarbeitslosigkeit und wirtschaftlichen Stillstand

gegeben. Mit dem Earned Income Tax Credit hat Amerika
jedoch eine Alternative für die Unterstützung der Armen ge-
funden, von der keine negativen Anreizwirkungen ausgehen
und die ein solches Ergebnis verhindert hat. 

Das ifo Modell 

Das Niveau der in den USA gewährten staatlichen Leistun-
gen ist aus deutscher und europäischer Sicht unzureichend,
aber die Anreizmechanismen kann man kopieren. Das ifo
Institut hat ein dreistufiges Modell vorgeschlagen, dass das
amerikanische Modell an die deutschen Verhältnisse an-
passt. Das Modell definiert eine Grundförderung als Lohn-
ergänzung für die Erwerbsfähigen. Es bezieht sich nicht auf
die Förderung Nichterwerbsfähiger oder auf das Kindergeld,
das grundsätzlich von der Sozialhilfe oder sozialhilfeähn-
lichen Leistungen getrennt und unabhängig vom Erwerbs-
status gewährt werden sollte. 

Die erste Stufe besteht aus einer deutlich abgesenkten So-
zialhilfe für diejenigen Erwerbsfähigen, die, aus welchen
Gründen auch immer, keinen Job haben. Die Sozialhilfe ist
so niedrig, dass der Verbleib in dieser Stufe so unattraktiv
ist, dass sich nur die schwarz Arbeitenden oder anderwei-
tig gesicherte Personengruppen dort aufhalten werden. 

Die zweite Stufe besteht aus einer Unterstützung für eine Be-
schäftigung in der Privatwirtschaft nach der Art des Earned
Income Tax Credit, also einer Lohnergänzungsleistung. Die
Lohnergänzung ist so bemessen, dass man in der Summe aus
staatlichem Geld und privatem Lohn mehr als bei der heuti-
gen Sozialhilfe erzielt, wenn man voll arbeitet. Das so definierte
System beseitigt die Lohnuntergrenze, die in der derzeitigen
Sozialhilfe angelegt ist, und lässt die Löhne auf ein Niveau fal-
len, das der niedrigen Produktivität der Betroffenen entspricht
und deren Beschäftigung ermöglicht. In einem Eingangsbe-
reich niedriger Einkommen wird das privat erzielte Arbeitsein-
kommen bezuschusst, ohne dass irgendwelche Abgaben an-
fallen. In einem weiteren Bereich bleibt der Zuschuss konstant,
so dass der Arbeitnehmer von dem zusätzlich verdienten Geld
nichts abgezogen bekommt. Danach kommt ein Abschmel-
zungsbereich, in dem der Zuschuss allmählich wieder zu-
rückgeführt und in eine Nettozahlung an den Staat in Form von
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen überführt wird. 

Die beiden Stufen reichen aus, um längerfristig die ange-
strebten Beschäftigungseffekte zu erreichen, wenn es nicht
andere Barrieren gibt, die ein Absinken der Löhne im unte-
ren Bereich verhindern. Die Tarifpolitik muss mitmachen, und
wenn sie es nicht tut, muss der Staat tariffreie Zonen er-
zwingen. Er darf die Allgemeingültigkeit von Tarifverträgen
nicht für Arbeitgeber erklären, die gar nicht durch den Ar-
beitgeberverband vertreten sind, und er muss sicherstel-
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len, dass Jobs, die im Bereich der privaten Haushalte ent-
stehen, generell nicht von der Tarifpolitik erfasst werden. 

Die langfristigen Wirkungen der Umstellung sind insbeson-
dere für die heutigen Sozialhilfeempfänger vorteilhaft. Sie wer-
den nicht nur in die Arbeitsgesellschaft eingegliedert und er-
fahren dort die Anerkennung und den Rückhalt, der ihnen der-
zeit versagt ist, sondern erzielen zudem ein höheres Ein-
kommen. Dabei wird die Sache für den Staat nicht teuerer.
Zwar werden viele Menschen zu fördern sein, doch der För-
dersatz pro Person kann viel niedriger sein als bei der heuti-
gen Sozialhilfe, weil ja Markteinkommen verdient werden. Un-
ter realistischen Bedingungen ist bei jedem der betroffenen
Arbeitnehmer die Summe aus staatlichem und selbst ver-
dientem Geld höher als heute, auch wenn der Staat keinen
Cent mehr an Mitteln zur Verfügung stellt. Die Ausgangslage
vor der Reform ist so hoffnungslos ineffizient, dass es mög-
lich ist, die Reform so zu stricken, dass es nur Gewinner gibt.

Allerdings braucht man wie bei jeder strukturellen Reform ei-
nen langen Atem. Kurzfristig und im Übergang bis zur voll-
ständigen Anpassung des Arbeitsmarktes wird die Zahl der
auf diese Weise geschaffenen Jobs nicht ausreichen können,
um allen bisherigen Sozialhilfeempfängern Arbeit und Brot in
der Privatwirtschaft zu geben. Bedürftige werden sich des-
halb an das Verfassungsgericht wenden und eine Unterstüt-
zung in Höhe des Existenzminimums einfordern, und das ist
dann wohl ein Betrag in der Höhe der jetzigen Sozialhilfe.
Um dieses Problem in den Griff zu bekommen, führt kaum
ein Weg daran vorbei, dass der Staat selbst Jobs zur Verfü-
gung stellt. Die dritte Stufe des ifo Modells besteht deshalb
darin, dass der Staat genügend viele Beschäftigungsmög-
lichkeiten anbietet. Der Lohn für diese Jobs ist so bemes-
sen, dass er zusammen mit der beschriebenen Lohnergän-
zungsleistung das heutige Sozialhilfeniveau erreicht. Dann
kann keiner sagen, er müsse unter dem Existenzminimum le-
ben, und doch hat der Bezug des staatlichen Geldes erheb-
lich an Attraktivität verloren. Mit den staatlichen Jobs wird
nicht nur der Schwarzarbeit der Boden entzogen, sondern
es kann im Prinzip auch Nützliches geschaffen werden. Die
staatlichen Gartenarbeiter und Putzkolonnen, die man sich in
diesem Zusammenhang vorstellen kann, leisten einen Bei-
trag zum Sozialprodukt und zur allgemeinen Wohlfahrt.

Es entspricht weder einem sozialdemokratischen noch ei-
nem christdemokratischen Menschenbild, dass man den
Bedürftigen, denen man helfen will, nur unter der Bedingung
hilft, dass sie sich selbst zurücklehnen und nichts beitragen,
und es entspricht nicht einmal dem Geist unserer Sozialge-
setze. Dennoch ist die praktische Sozialpolitik bislang so ge-
staltet worden. Dieser Unsinn muss ein Ende haben. Wer
arm ist, dem muss man nach wie vor großzügig helfen, aber
bitte doch unter der Bedingung, dass auch er selbst einen
Beitrag leistet. Eine partielle Reform nach dem Mainzer Mo-
dell, die die Betroffenen in die Höhle der Eiger-Nordwand

lockt und dort gefangen hält, verkorkst das ganze System
nur noch mehr. Ein bisschen grundsätzlicher, überlegter und
systematischer muss man schon an die Sache herangehen. 


